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E d i t o r i a l  

 

Liebe Leserinnen, 
Liebe Leser! 
 
Mit Anfang des nächsten Jah-

res tritt das neue Unterneh-

mensgesetzbuch in Kraft. Die-

ser Newsletter gibt einen Über-

blick über die wichtigsten Ände-

rungen für Unternehmer – 

weitere Informationen erteile 

ich Ihnen gerne persönlich, zB 

im Rahmen eines Seminares in 

meiner Kanzlei (siehe Seite 4). 

 

Weitere Themenschwerpunkte 

sind die Wohnrechtsnovelle 

2006 sowie die neuesten ge-

setzlichen Änderungen im 

Versicherungsrecht. Ich wün-

sche Ihnen eine interessante 

Lektüre! 
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U n t e r n e h m e n s r e c h t  

Vom Kaufmann zum Unternehmer 

Mit 1.1.2007 wird das  Handelsgesetzbuch (HGB) durch das 

Unternehmensgesetzbuch (UGB) ersetzt und anstelle des 

altbekannten Kaufmannsbegriffes ein neuer Unternehmer-

begriff eingeführt. Für alle Unternehmer ergeben sich mit 

Jahresbeginn wichtige Neuerungen. 

Der neue Unternehmerbegriff 

des UGB ist umfassender als jener 

des Kaufmannes und kennt keine 

starr vorgegebenen inhaltlichen 

Kriterien. Insbesondere fallen die so 

genannten Grundhandelsgewerbe 

sowie die in der Praxis oft schwieri-

ge Unterscheidung zwischen Voll- 

und Minderkaufmann weg. Gemäß  

§ 1 UGB ist Unternehmer, wer ein 

Unternehmen betreibt. Bei einem 

Unternehmen handelt es sich um 

jede auf Dauer angelegte Organisa-

tion selbständiger wirtschaftlicher 

Tätigkeit, mag sie auch nicht auf 

Gewinn gerichtet sein. Unternehmer 

kraft Rechtsform – unabhängig von 

der Ausübung einer unternehmeri-

schen Tätigkeit – sind insbesondere 

GmbH und AG, nicht jedoch die 

Personengesellschaften. 

 

Firmenrecht liberalisiert 
 

Eine wesentliche Erleichterung 

besteht künftig für die Bildung der 

Firma – des im Firmenbuch einge-

tragenen Namens des Unterneh-

mers. Das UGB verzichtet auf positi-

ve Firmenbildungsvorschriften, ins-

besondere auf die Aufnahme von 

Namen natürlicher Personen oder 

von Gesellschaftern, sodass durch-

gängig Personen-, Sach- und Fanta-

siefirmen zulässig sind. Erforderlich 

sind allerdings Kennzeichnungseig-

nung, Unterscheidungskraft und 

fehlende Irreführungseignung. Die 

Rechtsformzusätze werden ange-

passt – Einzelunternehmer haben 

die Bezeichnung „eingetragene/r Un-

ternehmer/in“ oder „e.U.“ zu führen. 

 

Ende der OEGs und KEGs 
 

Bei den Personengesellschaf-

ten schränkt das UGB die derzeit 

bestehende Formenvielfalt ein. An-

stelle der OHG, OEG, KG und KEG 

gibt es künftig nur noch die Offene 

Gesellschaft (OG) und die Kom-

manditgesellschaft (KG). Da diese 

Gesellschaften zu jedem gesetzlich 

erlaubten – u.a. auch für einen frei-

beruflichen oder nichtunternehmeri-

schen – Zweck gegründet werden 

können, werden die eingetragenen 

Erwerbsgesellschaften (OEGs und 

KEGs) überflüssig. Bestehende 

OEGs und KEGs gelten ab 1.1.2007 

als OG oder KG und müssen den 

Rechtsformzusatz bis spätestens 

1.1.2010 entsprechend anpassen. 

 

Geschäftspapiere 
 

Bereits ab 1.1.2007 sind die 

neuen Bestimmungen über die 

Pflichtangaben auf Geschäftspapie-

ren, auf Bestellscheinen, in e-mails 

und auf Webseiten zu beachten. 

Diese gelten nicht nur für Kapitalge-

sellschaften, sondern für alle proto-

kollierten Unternehmer. Zu den 

Pflichtangaben zählen insbesondere 

die Firma, die Rechtsform, der Sitz, 

die Firmenbuchnummer des Unter-

nehmers sowie das Firmenbuchge-

richt. Insbesondere bei einer GmbH 

und Co KG ist von praktischer Rele-

vanz, dass bei Personengesellschaf-

ten Informationen auch über den 

unbeschränkt haftenden Rechtsträ-

ger zugänglich gemacht werden 

müssen, wenn kein unbeschränkt 

haftender Gesellschafter eine natür-

liche Person ist.  
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K u r z m e l d u n g e n  

Lebensversicherungen 

Durch das Versicherungs-

rechtsänderungsgesetz 2006 

wird geregelt, dass die einmali-

gen Verwaltungs- und Ver-

triebskosten einer fondsgebun-

denen Lebensversicherung bei 

vorzeitiger Vertragsauflösung 

auf eine Zeitspanne von zu-

mindest 5 Jahren aufgeteilt 

werden. Dies gilt für Versiche-

rungsverträge, die nach dem 

31.12.2006 abgeschlossen 

werden. 

Förderungen für KMUs 

Das KMU-Förderungsgesetz 

2006 bringt ab der Veranlagung 

2007 zwei neue Steuerbegün-

stigungen für Einnahmen- Aus-

gabenrechner. Einerseits wird 

die Möglichkeit des Verlustvor-

trages erweitert, sodass Ein-

nahmen- Ausgabenrechnern 

ein allgemeines Recht auf 

Abzug der Verluste der drei 

vorangegangenen Jahre zu-

kommt.  Andererseits wird ein 

Freibetrag für investierte Ge-

winne bis zu 10% des laufen-

den Gewinnes und einer jährli-

chen Obergrenze von EUR 

100.000,-- eingeführt.  

Franchisenehmer 

Der OGH hat in einem Er-

kenntnis vom 13.07.2006 ent-

schieden, dass die Bestim-

mungen des Kautionsschutz-

gesetzes auch auf arbeitneh-

merähnliche Franchisenehmer 

anzuwenden sind.  Die Bestel-

lung einer Kaution  ist demnach 

nur für die Abdeckung künftig 

entstehender Schadenersatz-

ansprüche zulässig.   

Unternehmensbezogene 
Rechtsgeschäfte 
 

Das vierte Buch des UGB ent-

hält nunmehr Sonderbestimmungen 

für unternehmensbezogene Ge-

schäfte, die auf alle Unternehmer 

anzuwenden sind. Neuregelungen 

bestehen insbesondere hinsichtlich  

der Abgabe von Bürgschaftserklä-

rungen, der Verkürzung über die 

Hälfte und der Mängelrüge. In die-

sem Zusammenhang wurden auch 

einige Bestimmungen des ABGB 

novelliert.  So wurde in § 1170 b 

ABGB eine Regelung hinsichtlich 

der Sicherstellung bei Bauverträgen 

eingefügt, wodurch Insolvenzrisiken 

im Bau- und Baunebengewerbe  

vermindert werden sollen. Die Be-

stimmung sieht eine gesetzliche, 

vertraglich nicht abdingbare Sicher-

stellungspflicht des Werkbestellers 

vor. Einem Bauunternehmer wird 

demnach das Recht eingeräumt, 

vom Besteller der Bauleistung eine 

Sicherstellung für das noch ausste-

hende Entgelt zu verlangen. Ausge-

nommen vom Anwendungsbereich 

sind Personen des öffentlichen 

Rechts und Verbraucher im Sinne 

des Konsumentenschutzgesetzes, 

wobei letzteren eine zusätzliche 

Belastung durch Sicherstellungser-

fordernisse nicht zugemutet werden 

soll. 

 

 

I m m o b i l i e n r e c h t  

 Wohnrechtsnovelle 2006 

Mit 1.10.2006 ist die Wohnrechtsnovelle 2006 nach einer  

langen Entstehungsgeschichte in Kraft getreten. Die Novelle  

enthält einige Anpassungen des Wohnungseigentums- 

gesetzes 2002 und bringt im Mietrecht vor allem eine neue  

Erhaltungspflicht für Vermieter. 

Im Bereich des Wohnungsei-

gentumsrechtes wird nunmehr aus-

drücklich geregelt, dass so genannte 

„Parkwippen“ (im Gesetzeswortlaut: 

„eine Stellfläche, etwa aus Metall, 

die zu einer technischen Vorrichtung 

zur platzsparenden Unterbringung 

von Kraftfahrzeugen gehört“) als 

KFZ-Abstellplätze wohnungseigen-

tumstauglich sind. 

Hinsichtlich der Einschränkung 

des Erwerbes von KFZ-Abstell-

plätzen bis zum Ablauf von drei 

Jahren nach Wohnungseigentums-

begründung an der Liegenschaft 

wird nunmehr klargestellt, dass 

diese Einschränkung nicht für den-

jenigen Wohnungseigentumsorgani-

sator gilt, der im Wohnungseigen-

tumsvertrag als Hauptverantwortli-

cher für die Wohnungseigentumsbe-

gründung und den Abverkauf der 

Wohnungseigentumsobjekte be-

zeichnet ist. Dies kann immer nur 

eine Person sein.  

 

Nutzwertfestsetzung 
 

Weiters erfolgt durch die Novel-

le eine Liberalisierung der Nutzwert-

festsetzung. Die Nutzwerte können 

demnach nicht nur gerichtlich neu 

festgesetzt werden, sondern auch 

durch ein neues, von allen Woh-

nungseigentümern getragenes Gut-

achten. Darüber hinaus besteht bei 

bloß geringfügigen Änderungen an 

einem Wohnungseigentumsobjekt 

(bis zu 10 %)  eine Berichtigungs-

möglichkeit – eine Regelung, die im 



 

 DDr. Angela Perschl newsletter 10/2006 Seite 3  

Hinblick auf eine Wertminderung für 

Pfandgläubiger nicht unproblema-

tisch ist. 

 

Eigentümergemeinschaft 
 

Erweitert werden die Rechte 

der Eigentümergemeinschaft. So 

können von der Eigentümergemein-

schaft nicht nur Ansprüche des Ver-

waltungsbereiches, sondern auch 

Verfügungshandlungen geltend 

gemacht werden, sofern eine Abtre-

tung der Rechte erfolgt. Hinsichtlich 

des Erfordernisses der Abtretung 

wird zu beachten sein, dass diese im 

Einzelfall tatsächlich zustande 

kommt, zumal eine generelle Zessi-

on aller in Betracht kommenden 

Ansprüche nicht bereits im Woh-

nungseigentumsvertrag vereinbart 

werden kann. 

 

Verwalterpflichten 
 

Für Verwalter wurde die Ver-

pflichtung zur Führung eines Eigen-

kontos der Eigentümergemeinschaft 

fallen gelassen. Stattdessen ist die 

Führung eines Anderkontos bis zu 

einer gegenteiligen Weisung der 

Wohnungseigentümer zulässig. Im 

übrigen wurde der Verwalter zu 

einer erweiterten Auskunft den Ei-

gentümern gegenüber verpflichtet, 

nämlich über den Inhalt des Verwal-

tervertrages, insbesondere die Ent-

geltvereinbarungen, die zu erbrin-

genden Leistungen und das Stimm-

verhalten bei Beschlüssen. Schließ-

lich wurde die Parteistellung des 

Verwalters ausgedehnt. Er hat dem-

nach Parteistellung, wenn Beschlüs-

se, die von ihm herbeigeführt wur-

den, angefochten werden. Der Ver-

walter kann daher in diesem Verfah-

ren kostenersatzpflichtig werden. 

 

Mietrecht 
 

Im Bereich des Mietrechtes 

wurden die Teilausnahmen vom 

Anwendungsbereich des Miet-

rechtsgesetzes erweitert. Demnach 

ist künftig nicht nur der Dachboden-

ausbau privilegiert, sondern auch 

der Aufbau (die Aufstockung) au-

ßerhalb eines Dachbodenausbaus.  

Weiters bestehen erweiterte 

Erhaltungspflichten des Vermieters. 

Den Vermieter trifft nunmehr die 

Verpflichtung, erhebliche Gefahren 

für die Gesundheit der Bewohner 

sowohl hinsichtlich allgemeiner Teile  

des Hauses als auch hinsichtlich des 

Mietobjektes zu beseitigen. Diesbe-

zügliche Erhaltungsarbeiten können 

dem Vermieter jedoch nur dann 

aufgetragen werden, wenn sich die 

Gesundheitsgefährdung nicht durch 

andere den Bewohnern des Hauses 

zumutbare Maßnahmen abwenden 

lässt (zum Beispiel durch Rinnenlas-

sen des Wasserhahns über kurze 

Zeit bei „Blei im Wasser“).  

Die Novelle dehnt die Investiti-

onsersatzansprüche des Mieters auf 

Heizthermen und Boiler aus. Dar-

über hinaus trifft den Vermieter 

nunmehr die Verpflichtung, den 

Mieter zur Verbesserung aufzufor-

dern, wenn die Anzeige des Ersatz-

anspruches nicht formgerecht er-

folgt, widrigenfalls der Mieter seinen 

Ersatzanspruch nicht verliert. 

Hinsichtlich der Bemänge-

lungspflicht des Mieters wird klarge-

stellt, dass sämtliche Mängel in der 

Wohnung, die für die Kategorieein-

stufung relevant sind, gerügt werden 

müssen. Unterlässt dies der Mieter, 

so unterbleibt eine Herabstufung der 

Kategorie. Das Gesetz sieht eine 

maximale Frist von drei Monaten 

vor, binnen deren die Arbeiten 

durchgeführt sein müssen. 

Weiters hat der Gesetzgeber 

Seniorenwohnungen, die besondere 

Kriterien erfüllen, vom generellen 

Eintrittsrecht ausgenommen. 

Eine Änderung ergibt sich auch 

im Befristungsrecht. Mietverträge auf 

bestimmte Zeit, die nach Ablauf der 

wirksam vereinbarten oder verlän-

gerten Vertragsdauer weder vertrag-

lich verlängert noch aufgelöst wer-

den, geltend einmalig als auf 3 Jahre 

erneuert. Erst bei neuerlichem Über-

sehen des Termins gilt der Vertrag 

als auf unbestimmte Zeit erneuert. 

Schließlich sieht die Wohn-

rechtsnovelle vor, dass ein Mieter 

nicht gerichtlich kündigen muss. 

Vielmehr reicht es nunmehr aus, 

wenn er schriftlich kündigt (z.B. 

durch ein rekommandiertes Schrei-

ben). 

 

V e r s i c h e r u n g s r e c h t  

Versicherungsvertreter 

Das Publizitätsrichtlinie-Gesetz brachte einige Änderungen des Handelsvertretergesetzes.  

Wesentlicher Inhalt dieser Novellierung sind neue Bestimmungen für Versicherungsvertreter. 

Unter der Überschrift „Rechts-

verhältnisse der Versicherungsver-

treter“ wurden in den §§ 26a bis 26d  

Handelsvertretergesetz Neuregelun-

gen für Versicherungsvertreter ge-

schaffen. Demnach finden die Be-

stimmungen des Handelsvertreter-

gesetzes grundsätzlich auch auf die 

Vermittlung und den Abschluss von 



Seite 4  DDr. Angela Perschl newsletter 10/2006 

S e m i n a r e  

15. November 2006 

Kanzlei DDr. Angela Perschl  

Wipplingerstraße 31/4 

1010 Wien 

„Wohnrechtsnovelle 2006 -  

Änderungen im Wohnungs-

eigentumsrecht“ 

13. Dezember 2006 

Kanzlei DDr. Angela Perschl  

Wipplingerstraße 31/4 

1010 Wien 

„Unternehmensgesetzbuch – 

Neuerungen und Anpas-

sungsbedarf “ 

Weitere Information und An-

meldung zu den Seminaren 

online auf 

www.ra-perschl.at/seminar 

 

Versicherungsverträgen durch Ver-

sicherungsvertreter (Versicherungs-

agenten) Anwendung, wobei die 

Sonderregelungen der §§ 26b bis 

26d Handelsvertretergesetz zu be-

achten sind.  

Bezüglich des Provisionsan-

spruches des Versicherungsvertre-

ters wird geregelt, dass dieser mit 

der Rechtswirksamkeit des vermittel-

ten Geschäftes entsteht, wenn und 

soweit der Versicherungsnehmer die 

geschuldete Prämie gezahlt hat oder 

hätte zahlen müssen, hätte der Ver-

sicherer seine Verpflichtung erfüllt.  

Da § 8 Abs. 3 Handelsvertre-

tergesetz auf Versicherungsvertreter 

nicht anzuwenden ist, entsteht für 

einen Versicherungsvertreter ein 

Provisionsanspruch allerdings nur 

für jene Versicherungsverträge, an 

deren Vermittlung er überwiegend 

mitgewirkt hat. Anders als beim 

Handelsvertreter genügt es nicht, 

dass der Versicherungsvertreter 

einen neuen Versicherungsnehmer 

für sein Versicherungsunternehmen 

geworben hat, mit dem das Versi-

cherungsunternehmen in der Folge 

dann direkt weitere Versicherungs-

verträge abschließt. 

Weiters werden Neuregelungen 

hinsichtlich der Folge- und Betreu-

ungsprovisionen sowie deren Be-

handlung bei Beendigung des Ver-

tragsverhältnisses zwischen Versi-

cherungsvertreter und Versiche-

rungsunternehmen eingeführt.  

 

 

Ausgleichsanspruch 
 

 Als wichtige Änderung bringt 

die Novelle schließlich für den Versi-

cherungsvertreter eine wesentliche 

Erleichterung bei den Anspruchs-

voraussetzungen für den Ausgleich-

anspruch. Dem Versicherungsvertre-

ter steht demnach ein Ausgleichsan-

spruch mit der Maßgabe zu, dass 

anstelle der Zuführung neuer Kun-

den oder der wesentlichen Erweite-

rung bestehender Geschäfts-

verbindungen die Vermittlung neuer 

Versicherungsverträge oder die 

wesentliche Erweiterung bestehen-

der Verträge tritt. Da es bisher in der 

Praxis größtes Problem war, die 

Anspruchsvoraussetzung der Zufüh-

rung neuer Stammkunden zu erfül-

len, wird hiermit eine wesentliche 

Erleichterung geschaffen. 

Diese Bestimmungen sind im 

Wesentlichen mit 1.7.2006 in Kraft 

getreten. Die Bestimmungen über 

Folge- und Betreuungsprovisionen 

der Versicherungsvertreter ist auf 

Verträge anzuwenden, die nach dem 

31.12.2006 abgeschlossen werden.
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